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In die Europäische Union besonders herausfordernden Zeiten hat die Slowakei ihre histo-
risch erste Präsidentschaft des Rates der Europäischen Union1 von Juli bis Dezember 2016
übernommen. Diese Position ermöglichte es dem Land, die Debatte über die Zukunft der
Europäischen Union nach dem Austritt  Großbritanniens (Brexit2)  mitzugestalten,  sowie
unter Beweis zu stellen, dass der diplomatische Dienst des Landes einen Beitrag in euro-
päischen Diskussionen leisten kann.  Angesichts  einer  wachsenden EU-Skepsis  und der
zunehmend kritischen politischen Debatte über die Europäische Union spielten sowohl der
Brexit als auch die Slowakei eine zentrale Rolle bei der Wiederbelebung der Debatte über
die Zukunft der Union und der Rolle, die die Slowakei darin spielt.

Ratspräsidentschaft

Die Slowakei übernahm am 1. Juli 2017 und damit nur eine Woche nach der Entscheidung
der  BürgerInnen des  Vereinigten  Königreichs für  einen  EU-Austritt  die  Ratspräsident-
schaft in der Europäischen Union. Neben Themen wie dem zunehmenden Populismus und
Rechtsextremismus in Europa, der ungelöste Migrations- und Asylkrise sowie Sicherheits-
bedenken hat  dieses Ereignis im Wesentlichen die Agenda der slowakischen Präsident-
schaft bestimmt. Entschlossen, eine weitere Fragmentierung der Europäischen Union zu
verhindern, setzte der slowakische Ratsvorsitz auf die Förderung eines wirtschaftlich und
außenpolitisch  starken  Europas,  einen  modernen  Binnenmarkt  sowie  eine  nachhaltige
Migrations-  und  Asylpolitik.  Dies  sollte  bürgerorientiert  geschehen  und  zu  greifbaren
Ergebnissen führen.

Zu den wichtigsten Errungenschaften der slowakischen Präsidentschaft zählt ihr Beitrag
zur Einigung über den EU-Haushalt für 2017, in dem mehr Ressourcen für Migration,
Sicherheit  und  wirtschaftliche  Entwicklung  vorgesehen  sind.  Im  Binnenmarktbereich
wurden zentrale Vereinbarungen getroffen – insbesondere zur Ratifizierung des umfassen-
den Wirtschafts- und Handelsabkommens mit Kanada (CETA) und der lang erwarteten
Modernisierung der handelspolitischen Schutzinstrumente der Union.3 Die Slowakei trug
auch zum Verbot der geografischen Beschränkung beim Zugang zu Online-Diensten und
zur Abschaffung der Roaming-Tarife bei. Das Land hat die Stärkung des Europäischen
Fonds  für  strategische  Investitionen  unterstützt  und  eine  seiner  wichtigsten  Prioritäten
erreicht, indem es eine Vereinbarung des Rates über den Schutz der finanziellen Interessen
der Europäischen Union vermittelte. Im April 2017 gehörte es auch zu den Ländern, die
die Einführung der Europäischen Staatsanwaltschaft für die Untersuchung der Vorwürfe
des Finanz- und Steuerbetrugs unterstützten. Ein wichtiger Schritt stellte zudem die Ratifi-

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Nico Grubert.
1 Siehe auch den Beitrag „Rat der Europäischen Union“ in diesem Buch.
2 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
3 Council of the European Union: Trade defence instruments: Council agrees negotiating position, 1 De -

cember 2016.
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zierung des  Pariser  Klimaabkommens  vom 5.  Oktober  2016  dar,  das  wesentlich  zum
Aufbau einer Energieunion beitragen soll, die schon länger zu den Prioritäten des slowaki-
schen Kommissars für die Energieunion Maroš Šefčovič zählte.

Bratislava-Prozess: Reflexionsprozess zur Zukunft der Europäischen Union

Ein Meilenstein der Präsidentschaft war der außerordentliche Gipfel am 16. September
2016 in  Bratislava,  der  mit  dem Ziel  stattfand,  die  Positionen  der  27  Mitgliedstaaten
hinsichtlich einer künftigen Ausrichtung der Union nach dem Brexit-Votum auszuloten.
Mit dem sogenannten „Bratislava-Prozess“ wurde zur Diskussion über die Zukunft der
Europäischen Union angestoßen und erste Schritte festgelegt, die notwendig sind, um eine
sicherere,  wohlhabende  und  geschlossene  Union  für  die  EU-BürgerInnen  zu  gewähr-
leisten. Die Staats- und Regierungschefs verabschiedeten zwei Dokumente: Während die
Erklärung von Bratislava die Entschlossenheit der 27 Mitgliedstaaten hervorhob, die Euro-
päische Union erfolgreich, attraktiv und vertrauenswürdig zu machen, hat der Bratislava-
Fahrplan konkrete Prioritäten für die Migrationspolitik und den Außengrenzschutz darge-
legt, um die interne und externe Sicherheit zu wahren sowie wirtschaftliche und soziale
Errungenschaften, insbesondere für junge Menschen, zu erzielen.4 Trotz wenig konkreter
Ergebnisse stellte der Gipfel eine bedeutende Willenserklärung zur Stärkung der europä-
ischen Einheit nach den Brexit dar.

Die Debatte über die Zukunft der Europäischen Union wurde mit der Veröffentlichung
des „Weißbuchs über die Zukunft Europas“ im März 20175 fortgeführt, in dem die Europä-
ische Kommission fünf Szenarien für eine mögliche Entwicklung der Europäischen Union
bis 2025 vorgelegt hat. In der Slowakei wurde das Dokument als eine gerade noch recht-
zeitige und aufrichtige Anerkennung der Notwendigkeit  für EU-Reformen begrüßt. Die
meisten slowakischen politischen Parteien befürworten das vierte Szenario, weniger, aber
effizientere  Zusammenarbeit  zwischen  den  Mitgliedstaaten,  obwohl  dieser Vorschlag
Zweifel an der Aufrechterhaltung der Geschlossenheit der Union aufwirft. Dennoch sind es
nicht die Szenarien, die die Zukunft der Europäischen Union prägen werden, sondern sie
wird von den Fortschritten in den Kernbereichen wie der Eurozone, dem Schengenraum
und dem Binnenmarkt  sowie  von  einer  engeren  Zusammenarbeit  in  der  gemeinsamen
Verteidigung und der inneren Sicherheit  abhängen,6 so Ivan Korčok, Staatssekretär des
Ministeriums für auswärtige und europäische Angelegenheiten.

Der auf dem Bratislava-Gipfel angestoßene Reflexionsprozess setzte sich während den
Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag der Römischen Verträge im März 2017 fort. Die Staats-
und  Regierungschefs  der  EU-27  versprachen  politische  Einheit  auch  angesichts  eines
differenzierteren Europas zu wahren. Angesichts der durch das Brexit-Votum verursachten
Unsicherheiten veränderte sich hierzu auch die Haltung des Premierministers Robert Fico,
der die Union zwar als „vital wichtiges Projekt“ sieht. Sollte jedoch das Szenario eines
Europas der unterschiedlichen Geschwindigkeiten realisiert werden, so sieht er sein Land
als Teil des Kerns einer solchen vertieften Integration. Dies bezieht er auf zentrale Berei-
che für die Europapolitik der Slowakei: Eurozone, Binnenmarkt und seine Grundfreihei-
ten, Kohäsionsfonds als wichtigstes Investitionsinstrument der Europäischen Union, aber

4 Europäischer Rat: Erklärung von Bratislava und Bratislava-Fahrplan, 16. September 2016. 
5 Siehe auch den Beitrag „Kommission“ in diesem Buch.
6 Ivan Korčok: Bezpečnosť EÚ sa nebude odvíjať podľa predpísaných secnárov, ale ude to presne naopak,

in: DenníkN, 12.3.2016.
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auch Außengrenzschutz und gemeinsame Verteidigungspolitik. Konkrete Schritte und der
slowakische Beitrag zu dieser Vision bleiben jedoch unklar.

Migrations- und Asylpolitik

Migration war das zentrale  Thema der Präsidentschaft  angesichts seiner  Aktualität  und
Differenzen zwischen den Mitgliedstaaten über eine optimale Lösung dieser Krise.  Die
Haltung der Slowakei ist weitgehend restriktiv gegenüber der Aufnahme von Flüchtlin-
gen.7 Daher legte es teilweise erfolgreich den Fokus auf Instrumente zur Bekämpfung von
Fluchtursachen und zur  Stärkung des  Außengrenzschutzes.  Die  Slowakei  begrüßte  die
Reform der EURODAC-Verordnung (EU-Asyl-Fingerabdruck-Datenbank) und die Ände-
rung des Schengener Grenzkodex, um die Kontrollen an den Außengrenzen des Schengen-
raums zu stärken.8 Die reformierte Europäische Grenz- und Küstenwache wurde im Okto-
ber  2016 offiziell  ins Leben gerufen. Die Slowakei hat  zudem eine Einigung über die
Mitgliedstaaten  zur  Gründung  des  Europäischen  Fonds  für  Nachhaltige  Entwicklung
erzielt, der dazu beitragen soll, Migrationsströme aus Ländern der europäischen Nachbar-
schaft und Afrika zu verhindern.9

Als Antwort auf das ineffektive Dublin-System schlug die slowakische Ratspräsident-
schaft den Begriff der „flexiblen Solidarität“10 vor, wonach eine Dublin-Reform die unter-
schiedlichen Kapazitäten der Mitgliedstaaten berücksichtigen muss, um zur Entlastung des
Migrationsdrucks  beizutragen  –  von  der  finanziellen  Unterstützung  über  freiwillige
Umsiedlung,  gemeinsame Nutzung der  Aufnahmeeinrichtungen und Rückführungen hin
zum Schutz der Außengrenzen. Dieser Vorschlag wurde jedoch von anderen EU-Staaten
nicht geteilt, selbst nicht von denen, die am meisten betroffen sind (Malta, Griechenland,
Italien). Zum Mai 2017 hat die Slowakei ihre Zusage aus dem Jahr 2015, Asylbewerber
aus Griechenland und Italien im Rahmen des EU-Notfallmechanismus zur Umverteilung
von Geflüchteten aufzunehmen, noch nicht  erfüllt.  Bisher  hat  das Land 16 Flüchtlinge
aufgenommen,  das  heißt  nur  2  Prozent  der  vereinbarten  Quote.11 Ohne  Kompromiss-
findung wird der  Streit  über  die  Reformen des  Asylsystems und die  Migrationspolitik
weiterhin bestehen bleiben.

Innenpolitik

In der Slowakei zeigten vor allem Menschen mit einer pro-europäischen Haltung Interesse
an der Ratspräsidentschaft, während 14 Prozent der Bevölkerung davon überhaupt nichts
wussten.12 Trotz der Bemühungen, die Kommunikation mit BürgerInnen zu verbessern,
gelang  es  der  slowakischen  Regierung nicht,  ihr  Interesse  an  europäischer  Politik  zu
wecken. Die Diskussion über und die Gestaltung von EU-Politik bleiben Sache der slowa-
kischen politischen Elite. Auch der Premierminister vernachlässigt oftmals eine konstruk-

7 2016 nahm die Slowakei nur 167 Asylbewerber auf. Vgl. Innenministerium der Slowakei: Asyl und Mi-
gration: Statistiken, abrufbar unter: http://www.minv.sk/?statistiky-20 (letzter Zugriff: 26.5.2017).

8 Council of the European Union: Press release. Schengen Border Code: agreement to reinforce checks at
external borders. Brussels, 7 December 2016. Dok. 731/16.

9 Council of the European Union: Press release. European fund for sustainable development: Council agrees
negotiating position. Brussels, 1 December 2016, Dok. 705/16. 

10 Statewatch.org: Effective Solidarity: A way forward on Dublin revision, n.d., abrufbar unter:  http://state
watch.org/news/2016/nov/eu-council-slovak-pres-non-paper-dublin-effective-solidarity-11-16.pdf  (letzter
Zugriff: 26.5.2017).

11 European Commission: Member States’ Support to Emergency Relocation Mechanism, 23 May 2017. 
12 Zuzana Gabrižová: Prieskum: Predsedníctvo neoslovilo euroskeptikov, in: EurActiv.sk, 14.2.2017.
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tive Debatte über die Bedeutung und die positive Wirkung der Europäischen Union auf
das  Leben  der  BürgerInnen  und  vermeidet  die  aktive  Bekämpfung  des  wachsenden
Zulaufs populistischer und extremistischer politischer Parteien. Angesichts einer zuneh-
mend ambivalenten Einstellung der Bevölkerung gegenüber der Europäischen Union und
zu Demokratie wäre dies aber besonders wichtig. Dieser Trend wird durch die unklare
geopolitische Ausrichtung der Slowakei,13 den Einfluss Russlands14 und das Aufkommen
radikaler Bewegungen verschärft.15 Die Einstellung der pro-europäischen Eliten verändert
sich ebenfalls: Die Zweifel an der politischen Integration und an den Grundwerten der
liberalen Demokratie sowie eine populistischen Rhetorik nehmen zu.

Außen- und Nachbarschaftspolitik

In der EU-Außen- und Nachbarschaftspolitik gelang es der slowakischen Präsidentschaft,
eine Einigung über das Aussetzen des Visa-Mechanismus für Georgien und die Ukraine zu
erzielen.16 Im Einklang mit dem Ziel der Slowakei, die Nachbarschaftspolitik der Europä-
ischen Union zu wahren, erhielten beide Länder im Frühjahr 2017 visumfreien Zugang in
die Slowakei. Die Slowakei ermöglichte die Öffnung neuer Beitrittskapitel  mit Serbien
und Montenegro und unterstützte den Beitritt Montenegros zur NATO. Das Land sieht es
angesichts der zunehmenden Destabilisierungsbemühungen Russlands und der illiberalen
Tendenzen innerhalb der Region als notwendig an, die europäische Ausrichtung im West-
balkan aufrechtzuerhalten. Deshalb begrüßte die Slowakei die Prioritäten und Ambitionen
der Globalen Strategie für Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union im Juni
2016, insbesondere im Bereich der Stärkung der zivilen und militärischen Kapazitäten, der
Zusammenarbeit  in der  gemeinsamen Verteidigungspolitik  und des Krisenmanagements
sowie der Reform des Sicherheitssektors in der Europäischen Union. Gleichzeitig unter-
stützte das Land eine verstärkte Zusammenarbeit in den transatlantischen Beziehungen. Im
Einklang mit dem Aufruf zur Bekämpfung von Hybrid-Bedrohungen in der gemeinsamen
Erklärung der NATO und der Europäischen Union vom 8. Juli 2016 hat das slowakische
Innenministerium  im  Februar  2017  eine  neue  Abteilung  für  die  Bekämpfung  von
Falschnachrichten und Propaganda eingerichtet.
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